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* LtaatsautorLtät .
> Wer Len Kampf , Leu zurzeit die Reichsregierung , ge-
Mtzt auf den Willen der großen Mehrheit des deutschen
Volkes , gegen die Reaktion führt , in seiner tieferen Be¬
deutung verstehen will , der mutz ihn auffassen als den
Kampf des neuen Staates um seine Auto -
rität . Dabei ist es von vornherein wichtig zu wissen,
- atz der neue Staat keineswegs, wie so oft behauptet wird ,
puf gewaltsamein und ungesetzlichem Wege zustande gekom¬
men ist, und daß er durchaus nicht der legalen Autorität
entbehrt .

Die Revolution des Jahres 1918 ist in allererster Linie
- er Abschluß und das Ende einer Entwicklung. Sie
hat den alten Staat zertrümmert . Und zweifellos ist
Hie Revolution als solche , wie übrigens alle ähnlichen
Umwälzungen, als ein Akt zu betrachten, der der Verfas¬
sung und dem Gesetz zuwiderlief . Aber sogar die Re¬
solution hat dadurch sozusagen einen Anstrich von Le¬
galität bekommen . Laß die Träger der Staatsgewalt , die
Mrsten , ihre Beamten vom Treueid entbanden und auf
ihre Rechte verzichteten.

Damit entstand ein Wacuum. Und Aufgabe des über
Nacht ganz frei gewordenen Volkes war es , sich nun
selbst « ine Verfassung zu geben . Wäre da-
Mals zu solchen Dingen Zeit und Gelegenheit gewesen, so
hätte man natürlich auch im Zusammenhang mit der
Verfassung gleich das Strafgesetzbuch und das bürgerliche
Gesetzbuch dem neuen Zustand anpassen müssen.

Jedenfalls war das deutsche Volk in seiner Gesamtheitim Jahre 1919 , nachdmi die alte Staatsverfassung zusam-
mengebrochen war und die Fürsten abdiziert hatten , durch-
dus berechtigt, nunmehr von sich aus eine neue Verfassungins Leben zu rufen . Und zwar konnte das so, wie die
Verhältnisse lagen, praktisch nur auf der Grund »
läge demokratischer Anschauungen erfol¬
gen . Ja , man darf sagen, daß das Recht, welches das
Volk im Jahre 1919 ohne jeden Schein von Ungesetzlich¬
keit und Gewalttat ausübte , moralisch doppelt und drei¬
fach zu Recht wurde , gerade weil man im Sinne der De¬
mokratie verfuhr und einem jeden erwachsenen Staats -
bürger männlichen und weiblichen Geschlechts die Mög¬
lichkeit gleichberechtigter Mitentscheidung einräumte .

Ohne jeden Zwang hat damals das deutsche Volk selber
sich seine Verfassung geschafft . Sie ist zustande
gekommen auf einem Wege, den kein Staats -
rechtlehrer der Welt als illegal bezeichnen wird .
Und wenn durch die neue Verfassung auch Vor¬
rechte gewisser Schichten des Volkes beseitigt worden sind ,
so ist doch durch die Verwirklichung des Grundsatzes , daß
vor der Verfassung alle Bürger des Staates gleichbe¬
rechtigt find , das immanente Recht keines einzigen
gekränkt worden. Der neue Staat ging dabei von der
Auffassung aus , daß jene früheren Vorrechte einzelner
Klassen ebenso so viele Minder rechte der übrigen be¬
dingten , und daß ein solcher Zustand mit den Grundbe¬
griffen eines wahren Rechtsstaates nicht übereinstimme .
Sei dem aber , wie ihm wolle, so ist das Recht des Volkes,
sich nach dem Zusammenbruch und Fortfall einer alten Ver¬
fassung durch seine Vertreter eine neue Verfassung geben
zu lassen , nicht zu bestreiten. Es folgert daraus , daß die
neue Verfassung als solche vollgültigen Anspruch darauf
hat , von jedem Staatsbürger respektiert zu werden . Im
übrigen haben sich zum mindesten zwei von den Mehr¬
heitsparteien , die für die neue Verfassung verantwortlich
find , überhaupt nicht an der Revolution des November
1918 beteiligt.

Diese Achtung schließt die Möglichkeit einer Änderung
der Verfassung nicht aus . Aber diese Änderung kann nur
erfolgen auf dem durch die Verfassung borge -
schri ebenen , legalen Wege . Ein Widersinn
wäre es, wenn ausgerechnet diejenigen Volksgenos¬
sen eine gewaltsame Änderung der Verfassung anstreben
wollten, die selber — der Wahrheit zuwider — die Auf-
fassung vertreten , daß - er neuen Verfassung , wie über¬
haupt dem neuen Staat , die legale Autorität abzusprechen
sei- Wer die heutige Verfassung gewaltsam stürzen will ,der macht sich damit ganz unmittelbar einer ungesetz¬
lichen und verbrecherischen Handlung schuldig ,die auch moralisch durch nichts gerechtfertigt werden kann.Die Deut sch nationale Volkspartei scheintdas eingesehen zu haben , wenigstens soweit ihre offiziellePolitik in Frage kommt. Auf ihrem Münchener Parteitaghat sie als Partei den Gedanken an einen gewaltsamen
Umsturz abgelehnt. Damit ist auch von dieser Seite die
Legalität der Verfassung anerkannt worden . Nur darfMan nicht vergessen , daß es sich hier lediglich um Erklä¬

rungen handelt, denen die Taffachen erst noch zu folgen
haben. Mag auch gewiß die offizielle Parteileitung und
ein großer Teil der deutschnationalen Wähler eine Poli¬tik der Gewaltsamkeiten verwerfen, so befinden sich doch
im Rahmen der Gesamtpartei Gruppenund Strö¬
mungen genug , die jederzeit zu einem ge¬
waltsamen Umsturz bereit sind . Und ob fürden Fall , daß ein solcher Umsturz gelänge, die Deutsch¬nationale Volkspartei als solche sich nicht sofort auf den
Boden der neugegebenen Tatsachen stellen, d. H. das Er¬
gebnis des reaktionären Umsturzes sofort anerkennen
würde , das ist doch eine Fage , die nach den Erfahrungendes Kapp-Puffches nur mit großer Vorsicht und Skepsis
beantwortet werden kann. «

Daß jedenfalls - er neue Staat das Recht hat , von
einem jeden Staatsbürger den Respekt zu verlangen , der
ihm auf Grund der Verfassung gebührt, ist für einen jeden
gerecht denkenden Menschen vollkommen klar . Aus dem
Recht auf Autorität ergibt sich aber im Interesse des
Staatsganzen die Pflicht zur Wahrung der Au »
torität . Denn das wäre ein schlechter und ein fauler
Staat , der die Autorität , die ihm auf durchaus legalem
Wege zugeflossen ist, nicht auch zu handhaben wüßte !
Unter den Heutigen Umständen ober wird diese Pflicht
des neuen Staates geradezu zu einem Lebenserfordernis
des ganzen Volkes.

Es ist ausgeschlossen , ohne Staatsautorität und ohne
den freiwilligen Gehorsam des pflichtbewußten
Bürgers den Wiederaufbau des Vaterlandes zu verwirk¬
lichen . Die Verfassung läßt an sich der Betätigung po¬
litischer Rechte weitesten Spielraum . Mer gerade, weil
dem so ist, darf verlangt werden, daß diese Freiheit nicht
ausgenutzt wird zur Willkür und zur Gesetzlosigkeit , zur
gewaltsamen Unterhöhlung des Staates und zur Sabo¬
tage der Verfassung. Von einem jeden seiner Bürger
darf der heutige Staat erwarten , daß er den furchtbaren
Ernst der Lage, in der sich Deutschland befindet , erkennt
und sich von allen Aktionen fern hält , die ganz offensicht -
lich ungesetzlich sind und in ihrer Wirkung das Wohl des
Vaterlandes aufs Schwerste schädigen müssen. Die frei¬
willige , aus dem rechten Staatsbewußffein erwachsende
Unterordnung des Einzelnen unter die Notwendigkeiten
der Gesamtheit, das ist eine selbstverständliche Forderung ,
ohne deren Erfüllung kein Staat gedeihen kann.

Wo aber die dienende Mitarbeit am Staate aus diesen
oder jenen Gründen versagt wird , da bleibt nur der eine
Weg übrig , der Weg der verfassungsmäßigen Opposition ,
überschreitet diese Opposition die Grenzen der Verfas¬
sung, versündigt sie sich gegn das Gesetz, so darf sie sich
nicht wundern , wenn der Staat alle feine Machtmittel ge¬wendet, um sich die Autorität zu verschaffen , die ihn: zu¬
kommt.

Die Mannheimer Ilndexzikkern .
Von Regierungsrat Dr . Emil Hofmann .

In der Zeit vom 1 . August ds . Js . bis 1. September dS . IS .
ist nach den Erhebungen und Berechnungen des Mannheimer
städtischen Preisprüfungsamts das Kleinhandelspreisniveauin Mannheim um 3,0 v. H. gestiegen . Die seit Mai ds . Js .
von neuem aufgetretene Teuerungswelle ist demnach weiterhinin die Höhe geklettert ; dabei ist der Steigerungsgrad diesmal
der größte . Bei den einzelnen Artikeln wie auch bei den
Gruppen ist die Bewegung begreiflicherweise ganz verschieden .
Wahrend in den Gruppen Kleidung , Wohnung , Heizung und
Beleuchtung , und Sonstiges die Preise ziemlich stabil blieben ,
sind bei den Lebensmittelpreisen große Veränderungen festzu .
stellen . So wurden in der Zeit vom 1. August bis 1. Septem¬
ber von den in diese Statistik einbezogenen 38 Lebensmitteln
16 teuerer ; bei 3 ist eine Verbilligung eingetreten , während19 im Preise sich nicht geändert haben . Gewaltige Erregung
allüberall hat bekanntlich die Brotpreiserhähung hervorgerufen ,und in der Tat ist die Steigerung des Brotpreises eine recht
ansehnliche : sie beträgt 41,7 v . H., denn am 1 . August kostete in
Mannheim 1 Pfund Brot 1P7 M ., während vom 16 . Augustab der Preis auf 1,80 M . festgesetzt wurde — daß die Mehl¬
preise gleichfalls in die Höhe gingen , ist hienach nicht weiter
verwunderlich . Eine empfindliche Verteuerung hat ferner die
Margarine erfahren ; bei dieser beträgt die Preissteigerung in
den vergangenen vier Wochen 36,3 v . H. Bei den Hülsenfrüch¬ten haben die Preise ebenfalls ziemlich angezogen . Bei den
Erbsen um 35,7 v . H., bei den Bohnen um 27p v . H . und beimReis um 18,8 v. H. Ferner zeigen seit Mai ds . Js . die Eier¬
preise wieder steigende Tendenz ; welch großen Schwankungen
überhaupt der Eierpreis unterliegt , geht aus nachstehender
Reihe hervor , die jeweils den vom Preisprüfungsamt ermittel¬
ten «häufigsten " Preis — für 1 Stück in Mark — enthält :

1 . Aug.
1920

I . Sept.
1920

1 . OK.
1920

1 . Rov.
1920

1- De».
1920

3 . Jan .
1921

1 . Febr.
1921

2,20 2,30 2 .40 3P0 3,30 3,40 2,20

1 . März
1921

1 . April
1921

I . Mai
1921

1 . Juni
1921

1 . Juli
1921

1 . Aug .
1921

1. Sept .
1921

2,10 1,60 1,50 1,60 1,65 1,70 2,20
Bezüglich der Fleischpreise ist zu erwähnen , daß Schweine -

fleisch am 1. September um LOP v. H. teuerer war als am1. August ; dagegen ist der RindfleisHrreis um 9,1, und der
Hammelfleischpreis um 11,1 v. H. zurückgegangen, währendder Kalbfleischpreis sich nicht geändert hat. Außer den beiden
erwähnten Fleischsorten sind nur noch die Kartoffeln — mit
Rücksicht auf die vorgeschrittene Jahreszeit — billiger gewor -den ; der Preisrückgang ist recht erklecklich ; am 1. Juli wurdenvom Preisprüfungsamt 2,10 M ., am 1. August 1,10 M ., und am1 . September 0,75 für das Pfund als häufigster Preis " er¬mittelt .

Stellt man die derzeitigen Lebensmittelpreise denen vomJuli 1914 gegenüber , so ergibt sich , daß heute das wichtigsteNahrungsmittel , das Brot 1114mal so teuer ist wie vor demKriege , das Weizenmehl ist 20mal so teuer, die Milch ist etwa13 ?4mal so teuer , die Butter etwa 21 )4 mal , die Eier etwa8114 mal , das Schweinefleisch 24mal , das Kalbfleisch 15mal ,das Rindfleisch etwa 11 ?Lmal, das Hammelfleisch 10A mal ,das Pferdefleisch 16mal , das Schweineschmalz 20mal , die Mar ,garine etwa 14 ^ mal , der Zucker 16^ mal, der Reis etwa 16-mal , usw .
Interessant ist ferner ein » ergleich mit de » Lebensmittel -» reisen vom 1. September v. Js . Hierbei fällt in erster Li -nie die gewaltige Steigerung der Gemüsepreise auf ; so kostet«das Pfund Zwiebeln am 1 . September v. JA . 45 Pfg ., am1 . September ds . IS . aber 1,30 M . usw . ; für 1 Pfund Kar¬toffeln mußte der Verbraucher im vorigen Jahre 38 Pfg ., heue «aber 75 Pfg . —, d . h. 47,4 v . H. mehr — bezahlen ; bei der

Milch und beim Salz beläuft sich die Preissteigerung auf jv42p v . H . Niedriger im Preise stehen : Schweinefleisch um 10,0v . H -, Rindfleisch um 16,7 v . H ., Kalbfleisch um 7,7 v. H.,Hammelfleisch um 33,3 Mg H., Schweineschmalz um 12,5 v . H^Speiseöl um 28,6 v. H. usw .
Die durch Addition sämtlicher 38 Lebensmittelpreise gewon .nenen Gruppeninderziffern lassen sich nachstehender Peiheentnehmen :

Juli
1914

1 . Januar
1920

1 . April
1920

1 . Sept.
1920

1 . April
1921

1 - Sept .
1921

100,0 868,5 1184,7 1664,5 1637,1 1778,7
In die Gruppe Bekleidung ind vom Preisprüfungsamt 35Artikel einbezogen . Die durch Reihenverschmelzung gewon .nenen ungewogenen Gruppenindices gehen aus nachstehenderÜbersicht hervor :

Juli
1914

2 . Jan .
1920

1 . April
1920

1 . Sept.
1920

1 . April
1921

1 . Aug .
1921

I . Sept .
1921

100,0 1209,3 1690p 1280,8 1189,4 1134,6 1142,2
Diese Gruppenindexziffern zeigen an . daß auch bei den Be -

kleidungsgegenständen der Preisfpiegel von neuem sich hebt ;insgesamt war bezüglich der 85 herangezogenen Gegenständeam 1 . September ds . Js . - er Preisstand etwa IltLmal so hochwie vor dem Kriege .
Bezüglich der Gruppe Heizung und Beleuchtung ist zu be-merken , daß sich hier nur der Preis für Petroleum geändert jhat — er ist von 6,60 M . auf 4,75 M . für den Liter zurück- >

gegangen .
In den beiden Gruppen Wohnung und Sonstiges ist es beiden bisherigen Zahlen geblieben .
Nimmt man nun hinsichtlich der fünf angeführten Gruppeneine Reihenverschmelzung vor, so erhält man die General -

indexziffern :

Juli 2 . Jan . 1 . April I . Sept . 1 . Slpril 1 . Aug . I . Sept .1914 1920 1920 1920 1921 1921 1921

100,0 763,8 1045,6 1255,9 1235,7 I271P 1310,3
100,0 136,9 164,4 161,8 166,5 171,6

100,0 120,1 118,2 121,6 125,3
100,0 98,4 101,3 104,3

100,0 102,9 106,0
100,0 103,0

Aus obiger Übersicht geht hervor, daß das Gesamtpreisnive,uin Mannheim am 1. September ds . Js . 13 ein Zehntel mal
so hoch war wie vor dem Kriege . Ferner waren zufolge dieserIndexziffern die Mannheimer Verbraucherpreise am 1. Sep -
tember dS . Js . durchschnittlich um 71,6 v . H. höher als am1 . Januar v. Js ., um 2SP d. H . höher als am 1 . April v . Js -,um 4,3 v. H . höher als zur gleichen Zeit des vorigen Jahres ,um 6,0 v . H . höher als am 1 . April ds . Fs . und schließlich um
3,0 v . H. höher als am 1 . August ds. Js .

Politische Neuigkeiten .
Die Werliner Verhandlungen.

* Gestern , nackiu. um 4 Uhr begannen in der Reichskanzlei
. die Besprechungen der Reichsregirrung mit den Vertretern der
bayerischen Regierung und der bayerischen Koalitionsparteien .Sie wurden um 8 Uhr abends abgebrochen und werden mor¬
gen früh 9 Uhr fortgesetzt werden.

Die gestern abend erschienene «Bayerische Staatszeitung "
schreibt zur politischen Lage : «Die politische Lage ist nach unse -
reu Informationen so, daß begründete Aussicht besteht, die
schwebenden Differenzen zwischen Berlin und München anszu » ,



gleich« » , um so mehr, als bei den Koalitionsparteien , vor al¬
lem auch bei der Bayerischen Wolkspartei, die Meinung be-
steht, daß es unter keinen Umständen zu einem Bruch mit dem
Reiche kommen darf . Andererseits ist aber auch nach unserer
Kenntnis der Dinge in Berlin der Wille vorhanden , Bayern
soweit als möglich entgegenzukommen, wobei allerdings erwar¬
tet werden mutz, datz die bayerischen Notwendigkeiten in Ber¬
lin entsprechend gewürdigt werden."

Im Anschlutz an die Verhandlungen der bayerischen Delega¬
tion mit dem Reichskanzler erschienen die sozialistischen Führer
beim Reichskanzler, nachdem sie eine gemeinsame Besprechung
gehabt hatten . Gegenstand der Konferenz war die bekannte
Haltung der beiden Fraktionen in der bayerischen Frage . Von
der S .P .D . nahm Reichstagspräsident Löbe , Hermann Müller
und Wels , von der U.S .P .D . Ledebour, Crispien , Dittmann
un 'v7 Dr . Rosenfeld an der Unterredung mit dem Kanzler teil.
Beide Fraktionen waren völlig solidarisch in der Forderung
nach Aufhebung des Belagerungszustandes in Bayern . Ihre
Sprecher betonten einstimmig, datz die Landesregierungen nur
befugt seien , den Belagerungszustand über ihr Land zu ver¬
hängen bei dringender Gefahr , und auch nur dann den einst¬
weiligen Belagerungszustand . Im übrigeü stehe dieses Recht
nur dem Reichspräsidenten zu . Datz der Belagerungszustand
in Bayern demnach noch immer bestehe , verstoße gegen den Ar.
tikel 48 der Reichsverfassung. Tie Reichsregierung habe durch
ihr Nochgeben eine unentschuldbare Schwäche an den Tag ge¬
legt. Der Reichskanzler wies darauf hin , datz die Verhand¬
lungen mit den bayerischen Vertretern noch schweben ; über
diese Frage würde die Erörterung noch fortgesetzt . Er lud
die Führer der beiden Fraktionen für heute abend zu einer er¬
neuten Besprechung ein, um sie von dem Ergebnis der Kon¬
ferenz mit den Vertretern Bayerns in Kenntnis zu setzen.

Die Deutscknationalen beimlkeickskanzler
Die Leitung der Deutschnationalen Bolkspartei und der Vor¬

stand ihrer Reichstagsfraktion sind , wie parteioffiziös mitge¬
teilt wird, sofort nach der Rückkehr vom Münchener Parteitag
an die Reichsregierung herangetrelen , um bei ihr wegen ihrer
jüngsten Matznahmen und der dadurch geschaffenen Lage vor¬
stellig zu werden.

Dienstag abend fand eine Besprechung beim Reichskanzler
statt , in der als Vertreter der Deutschnationalen Volkspartei
die Abgg . Hergt , Graf Westarp, Dr . Düringer und Schiele
teilnahmen . Die Besprechung zog sich bis in die späten Abend¬
stunden hin. Über ihr Ergebnis wird offiziös mitgeteilt :

Heute abend fand auf Ansuchen der deutschnationälen Frak¬
tionen und Parteien im Reichskanzlerhause eine Aussprache
über die palitische Lage und über die Verordnung de- Reichs .
Präsidenten vom 29 . August statt . Neben dem Reichskanzler
waren bei der Besprechung anwesend der Reichsminister des
Innern Dr . Gradnauer und der Reichsjustizminister Dr .
Schiffer. Die deutschnationalen Abgeordneten legten ihre Auf¬
fassung über die Verordnung des Reichspräsidenten dar , die
sie auf das lebhafteste bekämpften. Sie verlangten Anwendung
der Verordnung gegen alle extremen Richtungen, die den po¬
litischen Kampf mit Gewalttätigkeiten führen , insbesondere
Verlangen sie Schutz gegen gewaltsame Sprengung und Stö¬
rung rechtsgerichteter Kundgebungen und Versammlungen .

Der Reichskanzler besprach die Entwicklung der politischen
Atmosphäre seit Annahme des Ultimatums und verwies auf
die außenpolitischen Schädigungen , die durch chauvinistische
Kundgebungen hervorgerufen wurden . Er betonte die absolute
Notwendigkeit, auf das schärfste alle Versuche , die Weimarer
Verfassung mit Gewalt beseitigen zu wollen, abzuwehren , wenn
Deutschland nicht durch inneren Bürgerkrieg elendiglich zu-
gründe gehen wolle . Ebenso sei der Schutz der Republik gegen
alle verwerflichen und gewaltsamen Angriffe eine selbstver¬
ständliche Staatsnotwendigkeit . Dabei werde die Verordnung
streng und gerecht gegen alle gewalttätigen Elemente , wo
immer sie sich zeigen mögen, angewandt werden. Ebenso er¬
klärte der Reichskanzler, es werde mit Men Mitteln gewalt¬
samen Störungen friedlicher Versammlungen entgegengetreten!
werden. Er richtete die ernste Mahnung an die deutschnatio-
nalen Abgeordneten, alles aufzubieten , um Aufreizungen zu
Gewalt mit allen nur erdenklichen Mitteln der Aufklärung
und der parteipolitischen Beeinflussung alsbald und nachdrück¬
lich aus dem politischen Kampfe auszuschalten.

Im einzelnen erhoben die deutschnationalen Vertreter eine
Reihe von Forderungen , deren Erörterung dem Reichstag Vor¬
behalten sein wird . Die Besprechung nahm einen dem ernsten
Charakter der politischen Lage durchaus Rechnung tragenden
Verlauf .

Wie verlautet , finden im Laufe dieser Woche weitere Aus¬
sprachen mit den übrigen Parteien und Fraktionen statt.

Die Ootwebrmaßnabmen .
Am Freitag , den S. September , nachmittags 4 Uhr, tritt der

auf Grund des 8 6 der Verordnung des Reichspräsidenten vom
29. August gebildete Reichsratsausschutz zusammen , um über
die vorliegenden Beschwerden der verbotenen Zeitungen zu be¬
schliehen .

Die Königsberger „Ostpreußische Zeitung " ist erneut verbo¬
ten worden.

Der Oberpräsident von Hannover , Noske , hat auf , Grund
des 8 4 der Verordnung des Reichspräsidenten vom 29 . August
Demonstrationszüge von einem Ort zum andern in der Pro -
vinz Hannover verboten, da in der letzten Zeit dabei Gewalt¬
tätigkeiten mit Sachen und Personen verübt worden seien, die
für die Zukunft verhütet werden mützten.

Die von der Deutschen Volkspartei für Dienstag abend in
Leipzig angesetzte Sedanfeier , bei der Reichstagsabg. Mittel¬
mann sprechen sollte , wurde polizeilich verboten.

Aus Halle wird dem „Berliner Lokalanzetger" berichtet:
Hier wurden etwa 20 Kommunisten und einige Mitglieder des
Arbeiterbildungsvereins wegen Beteiligung an der Störung
des Stiftungsfestes des Brülliwitzer Kriegervereins verhaftet.
Eie werden des Landfriedensbruchs beschuldigt . — Der „Roten
Fahne " zufolge, wurde auch der Vorsitzende der gegenwärtig in
Halle tagenden freien Arbeiterverbände , Hammer , verhaftet .

Nach einer Meldung der „Braunschweigischen Landeszeitung "
versendet das Staatlich « Presseamt die Mitteilung , datz wegen
der jüngst in Braunschweig erfolgten Dynamitanschläge meh¬
rere Mitglieder der Kommunistischen Partei verhaftet worden
sind.

Line demokratische Ikundgebung inVerlm .
In einer am Dienstag abend von den Berliner demokrati¬

schen Organisationen einberufenen Versammlung sprach der
srühcre Staatsminister Oesrr über die politische Lage.

»Rur auf dem Boden der heute bestehenden Staatsordnung ",
so führte Oeser aus , „ wird es möglich sein , die wirtschaftliche

Kraft Deutschlands wieder Herzusiellien und geordnete Zu¬
stände zu erhalten . ErzbergrrS Ermordung ist zum Warnungs .
ruf für alle diejenigen geworden, die auf dem Boden der repu¬
blikanischen Verfassung stehen . Schon heute kann der Stürm »
lauf derer als gescheitert betrachtet werden, die an dem Un.
glück Deutschlands die Schuld tragen und ihr belastetes Ge¬
wissen zu beruhigen suchten durch eine matzlose Hetze gegen
den Mann , der als Beauftragter Ludendorffs und mit festen
Instruktionen der Obersten Heeresleitung seinerzeit die Waf¬
fenstillstandsverhandlungen führen mutzte. Der republikanische
Gedanke hat sich seit dem Kapp-Putsch in Deutschland dauernd
gefestigt. Der Wille zu seiner Verteidigung ist heute geschloffe¬
ner als je . Aber erst, wenn es gelingt, dem neuen Geist in
der Verwaltung , der Justiz und vor allem auch der Schule
Geltung zu verschaffen, kann ein dauernder Bestand der Deut¬
schen Republik und damit auch ihre Geltung in der Welt ge¬
sichert sein."

Die Aufforderung Oesers , in der Stunde der Gefahr Seite
an Seite mit der demokratisch gesinnte« Arbeiterschaft den
Kampf für die Republik aufzunehmen , wurde von der Ver¬
sammlung mit Begeisterung ausgenommen und von minuten¬
langen stürmischen Beifallskundgebungen begleitet.

Äußerungen Stegerwalds .
Der „Deutsche" gibt eine Äußerung des Ministerpräsidenten

Stegerwald gegenüber dem Chefredakteur des Blattes wieder.
Stogerwald führte u. a. aus , datz er die Stunde der Entschei¬
dung zwischen rechts und links noch nicht für gekommen halte.
Er halte für das nächste Jahrzehnt eine starke Mitte für eine
deutsche Lebens- und Existenzfrage für nötig . Eine Links»
Mehrheit würde, feines Erachtens , im nächsten Jahrzehnt zu
einem Chaos führen . Notwendig sei Stetigkeit in der deutschen
Politik, die nur durch eine kompakte Mitte , einschließlich eines
starken Arbeiterflügels , erreichbar sei. Das deutsche Volk zer¬
fleische sich wieder einmal in Nebenfragen , wie : Monarchie
oder Republik? Zuständigkeit zwischen Reich und Länder ?
usw. Die augenblickliche Lebensfrage sei die Sammlung der
Kräfte für die Wiedererlangung unserer nationalen Freibeit »
die auf diplomatischem Wege allein nicht erreichbar sei, auf die
aber auch der Wille des Volkes hingelenkt werden müsse .

Line Verdrehung .
Nach einer Meldung des Berliner „Lokalanzeigers " veröf¬

fentlichen Münchener Zeitungen einen vom VerfaffungsauS -
schuß des Reichswirtschaftsrates ausgearbeiteten Plan zur
wirtschaftlichen Gliederung des Reiches, um an ihn die Be¬
merkung zu knüpfen, da er eine Teilung Bayerns in Nord-
uno Südbayern vorsehe , somit Bayern mit der Lostrennung
Frankens bedrohe. Damit ist, so wird aus Berlin mitgeieilt ,
einer der Öffentlichkeit seit langem bekannten Angelegenheft
eine durchaus unzutreffende Bedeutung " beigelegt. Es Han-
delt sich um eine Arbeit des Verfassungsausschuffes des Reichs-
wirtschatfsraies , an der nicht nur der frühere sozialdemokra¬
tische Reichstagsabg. Cohen-Reutz, sondern auch das Mitglied
des Reichswirtschaftsrates Oberbürgermeister Mitzlaff, der der
deutschen Volkspartei angehört , als Referent beteiligt war .
Der Plan betrifft die Einteilung des Reiches in Bezirkswirt »
fchaftSräte und gehört mit zu den Vorarbeiten für die end¬
gültige Organisaffon des Reichswirtschaftsrates . Er hat le¬
diglich wirtschaftliche und nicht die geringste politische Bedeu¬
tung . Es ist eine ungeheuere Verdrehung der Tatsachen, wenn
man diesen Plan als Beweis für einen beabsichtigten Eingriff
in die politische Gliederung des Reiches hinstellen will. Eine
derartige Verdächtigung mutz als bewußte Irreführung der
bayerischen öffentlichen Meinung bezeichnet werden.

»
Der auf Grund des 8 6 der Verordnung des Reichspräsiden¬

ten vom 29. August gebildete ReichsratSausschutz tritt am 8.
September , nachmittags 4 Uhr, zusammen , um über die vor¬
liegenden Beschwerden der verbotenen Zeitungen zu beraten .

Der mitteldeutsche Aufstand .
Der Untersuchungsausschuß des preußischen Landtages ver¬

handelte gestern in öffentlicher Sitzung über die Unruhen in
Mitteldeutschland. Auf der Tagesordnung standen Zeugen¬
vernehmungen . Als erster Generalzeuge wurde Staatsminister
a . D . Severing vernommen . Er besprach die Vorgänge im
Zusammenhang mit dem kommunistischen Aufstand in Halle.
Die damalige Gefahr eines Rechtsputsches wurde von der Ar¬
beiterschaft sehr ernst genommen. Daher ist es zu erklären ,
datz in einer Reihe von Ortschaften die Arbeiter noch im Be¬
sitze von Waffen waren . Während der Tagung der National -
Versammlung war Halle das Zentrum aller Unruhen . Eine
Zentralisation des Polizeikörpers war auch in der Provinz
Sachsen erforderlich. Die preußische Regierung hat sich nicht
einen Augenblick durch die Dinge überraschen lassen . Die poli¬
zeilichen Kräfte wären stärker eingesetzt worden, wenn nicht
die oberschlestsche Abstimmung bevorgestanden hätte . Man
hatte beobachtet , datz riesige Truppenmassen von den Polen zu.
sammengezogen wurden . Der Einsatz der Reichswehr wäre
von den Polen als Begründung ihrer Alarmnachrichten über
Rüstungen in Deutschland ausgeschlachtet worden Die Heran¬
ziehung der Reichswehr würde die Sache noch kompliziert ha-
Len . Uber die Beteiligung von Amts - und Gemeindevorstehern
an dem Aufruhr könne er keine Auskunft geben, da er seit dem
23 . April nicht mehr Minister sei . Ihm sei nicht bekannt, datz
Ausländer in besonders großer Zahl sich im Aufstandsgebiet
aufgehalten hätten . Die Bewaffnug der Arbeiter sei eine
Folge der Bewaffnung der Orgesch gewesen. Absurd sei eS,
von der Existenz einer Roten Armee in Mitteldeutschland zu
sprechen - Das gefährlichste war , datz die Aufständischen sich im
Besitze von Dynamit befanden . Eine feste rote Organisation
Hab« jedenfalls nicht bestanden. Die Aufstände wurden im¬
provisiert und genährt durch den Aufruf von Hölz. Der Zeuge
hat den Eindruck, datz die kommunistische Partei nicht zum
mitteldeutschen Aufstand has Signal gegeben habe.

Die Wohnungsfrage .
Die Sozialisierungskommisston hat zur Wohnungsfrage fol¬

genden Beschluß gefaßt :
Die Sozialifierungskommission ist sich einig , datz der bis¬

herige Zustand — unwirtschaftliche Niedrighaltung der Mieten ,
unzulängliche Neubautätigkeit bei Milliardenzuschüffen , die
im Budget nicht gedeckt find — gleich unbefriedigend für die
Hauseigentümer , die Wohnungsuchenden und die öffentlichen
Finanzen ist . Sie hält eine alsbaldige Änderung für erforder .
lich. Soweit es sich um die Vermietung bestehender Wohnun¬
gen und Gewerbcrüume handelt , erstrebt ein Teil der Kom¬
mission (Baltrusch , Batocki , Feiler , Kain , Krämer , Lindemann ,
Luppe , Prentzeh, Hartmann , Sieder , Weber, Vogelstein) als
endgültige , eine gesunde Entwicklung des Wohnungswesens
allein ermöglichende Lösung die Wiederherstellung des freien
Marktes .durch schrittweise Aufhebung der Höchstmietpreise und

der Zwangswirtschaft . Er will - aber di» bei freier Prei bii».
düng eintretende Steigerung der Grundrente der Allgemein-
heit zuführen . Der andere Teil - er Kommission (Hilferdina .Wissel Kautzky , Lederer,Werner,Ballod . Knszynski , KaufmannUmbreit ) stimmt der letzteren Absicht zu, steht aber die endgül¬
tige Lösung in einer Sozialisierung durch Überführung aller
ganz oder teilweise zu Wohn- und Gewerbezweckenvermieteten
Gebäude in das Eigentum des Reiches oder der Gemeinden

j eventuell unter Heranziehung von Mietergenossenschaften
'

Beide Gruppen halten eme alsbaldige Aufhebung der Höchst.
Mietpreise und damit der Zwangswirtschaft für gewerblich
benutzte Räume für geboten, für Wohnungen aber schon we¬
gen der dadurch eintretenden unerträglichen Erschütterungen
des Wirtschaftslebens für unmöglich. Die Anhänger der Ge¬
meinwirtschaft halten vorbereitende Maßregeln für erforder-
lich, um die Sozialisierung in Fluß zu bringen und die so¬
fortige Aufnahme der Bautätigkeit möglich zu machen . Sie
behalten sich endgültige Vorschläge vor. Die Kommission ist
sich daher einig, daß für die unmittelbare Zukunft nur ein
Provisorium empfohlen werden kann . Sie hält dies aber für
norwendig, da andernfalls ein Zusammenbruch der Zwangs¬
wirtschaft drohen würde, und schlägt dafür trotz der Gegensätze
im Endziel die folgenden Grundsätze vor :

1 . Für alle (auch die vom Eigentümer ) zu Wohn- und Ge»
Werbezwecken benutzten eder benutzbaren Wohnungen oder Ge»
wcrberäume wird eine Grundmiete festgesetzt , die der Eigen¬
tümer ungekürzt erhält . Die Grundmiete wird so bemessen,
datz zur Normalmiete vom 1 . Juli 1914 ein Zuschlag gemacht
wird , der die notwendigen Mehrausgaben für die allgemeine
Erhöhung der Hypothekenzusätze , für die Nebenkosten (Steuern ,
Gebühren aller Art usw, für laufende Unterhaltung und für
einen Teil der großen Reparaturen deckt und eine angemessene
Vergütung für die Arbeitsleistung der Hausbesitzer enthält .

2. Die Kommission geht davon aus , daß sie für den Neubau
erforderlichen Geldmittel nicht als Zinsen einer in einer län¬
geren Reihe von Jahren zu tilgenden Summe , sondern wenn
irgend möglich durch Kapitalhingabe aufgebracht werden sollen.
Legt man einen jährlichen Bedarf von 5 Milliarden Mark zu.
gründe , so würde eine Erhöhung der Grundmiete um 10V v.
H. der Friedensmiete notwendig sein. Die Kommission hält
es für richtig , datz dabei für eine angemessene Erhöhung der
Löhne und Gehälter unter Vermeidung sozialer Kämpfe ge¬
sorgt wird.

3. Der Höchstmietpreis für Wohnungen wird gemäß 1) und 3)
festgesetzt . Die Miete der gewerblich benutzten Räume ist als¬
bald der freien Preisbildung zu überlassen.

4 . Die zu 2) vorgesehene Erhöhung der Miete über die
Grundmiete hinaus um 100 t>. H . der Friedensmiete fällt ganz
der Gemeinde zu ; von einer weiteren Mietserhöhung für ge¬
werblich benutzte Räume erhält die Gemeinde 90 v . H . als
Steuer . Die Mitglieder (Hilferding , Wissel , Kautzky , Leerer ,
Werner Ballod) empfehlen, das Fünfundzwanzigfache des 100-
prozentigen Aufschlages als vierprozenffge Grundschuld zu¬
gunsten der Gemeinde an erster Stelle einzutragen . Für nicht
ganz oder teilweise vermietete , vom Eigentümer selbst zu
Wokin - oder Gewerbezwecken benutzbare Gebäude soll eine
vierprozentige Grundschuld in entsprechender Höhe zugunsten
der Gemeinde an erster Stelle eingetragen werden

Vom Völkerbund.
Folgende 6 Kommissionen wurden gestern aus der Genfell

Versammlung gebildet: 1 . KommiMou für juristische und
konstitutionelle Fragen , die sich u . a . mit etwaigen Abänderun¬
gen des Paktes zu befassen hat . 2. Kommission für technische
Organisationen . 3 . Kommission für Abrüstung und Blockade .
4 . Kommission für Budget und Finanzen . 8 . Kommission
für humanitäre Angelegenheiten. 6. Kommission für beson¬
dere politische Fragen , wozu die Aufnahme neuer Staaten ge-
hört . An der ersten Kommission nehmen u . a . teil : Balfour
(England ) ), Jshij (Japan ) , Askenasy (Polen ) , Benesch (Tschecho-
Elowakei ) , Viviani (Frankreich), oder als Stellvertreter Noble-
maire , Mensdorf (Österreich) , Motto (Schweiz) . Zur 6. Kom¬
mission gehören u . a . : Lord Robert Cecil (Süd -Afrika) , Mens¬
dorf (Österreich), Hymans (Belgien ), Jmperiali (Italiens ,
Fisher (England ), Reynald Ändert (Frankreich ) , Branting
(Schweden) , Motta (Schweiz) und Spalaikowitsch (Jugo -Sl «
Wien ) .

Das Völkerbundssekretariat teilt mit , datz die deutsche Re¬
gierung 29 neue Verträge zum Zwecke der Eintragung und
Veröffentlichung überreicht hat , so daß die Gesamtzahl der von
Deutschland zur Eintragung übergebenen Vertrage etwa 38
beträgt . Es befinden sich unter diesen Verträgen u . a . deutsche
Handelsabkommen mit Ungarn , Österreich und Bulgarien , das
deutsch -französische Abkommen über zollfreie Ausfuhr elsatz
lothringer Waren nach Deutschland und über die Rhei»drücken
zwischen Elsaß -Lothringen und Baden , über das Gerichtsver¬
fahren in den Abtretungsgebieten , das deutsch -schweizerischll
Kohlenabkommen usw. *

* Der Berichterstatter der „Westminster Gazette " meldet ?
Tie vom Völkerbundsrat mit der Berichterstattung über die
oberschlesische Frage betrauten vier Mitglieder werden wahr¬
scheinlich ihren Bericht bis zum 19 . September fertig haben.
Es könne schon jetzt zuversichtlich erklärt werden , daß der BA -
bundsrat in der oberschlesischen Frage eine Entscheidung tref¬
fen werde, die weder in Übereinstimmung mit den britische«
Vorschlägen, noch mit den französischen sei und datz er ganz
unabhängig Vorgehen werde. Die Entscheidung des RateS
soll , nach dem Berichterstatter , sowohl Polen als auch Deutsch¬
land und vor allem der oberschlesischen Bevölkerung Befriedig
gung gewähren ( ? ) .

Ikurze polLt. Mackrickten .
» Metallarbeiterstreik in Magdeburg . Die „Magdeburger

Zeitung " meldet, datz gestern in einer Versammlung der Funk¬
tionäre und Betriebsräte der Metallarbeiter beschlossen wurdch
den Spruch des SchlichtungsausschuffeS nicht anzuerkenneg
und sofort in den Streik zu treten . Der Streik der TronSg
Portarbeiter dauert noch an .

* Zusammenstöße in Speyer . Der „Bayerischen Staatszet »
tung " wird aus Speyer telegraphiert , datz dort wegen der Ina
baftierung mehrerer Personen im Zusammenhang mit delli
Demonstrationen der vorigen Woche gestern vormittag 11 Uhll
ein Sturm auf das Regierungsgebäude unternommen wurde«
Es kam dabei zu einem Zusammenstoß mit der Polizei , wobet
Sckmffe fielen. Ein Arbeiter wurde getötet und mehrere ver¬
letzt. '

* Die Mitgliederzahl der sozialdemokratischen Partei beträgt
nach dem Bericht des Parteivorstandes 1221 000. Gegenübell
dem Vorjahr ist die Mitgliederzahl um 40 8S1 gestiegen.

* Angora gefallen. Reuter meldet aus Smyrna : Nach eines
hier eingeganyenen Meldung ist Angora, die Hauptstadt de,
türkischen Nationalisten in Kleinafien , nach einem hartes
Kampf mit den Türken in die Hände der Griechen gefallen.



Dadiscke Mebersicbt.
Meldungen zum Lintritt in das « eicks-

beer.
Von maßgebender Seite wird uns mitgeteilt , daß immer noch

« ertönen, welche i» daSReichsheer einzutreten wünschen , fälsch-
Eicherweise sich mit ihren Gesuchen direkt an das Reichswehr -
Ministerium wenden.
. Wer in das Reichsheer eintreten will, wendet sich zweck»
chnätzia an den Truppenteil , dem er angehören will. Wer we-
Men Uberfüllung bei dem gewählten Truppenteil nicht an»
Vnnmt, oder wer zu keinem bestimmten Truppenteil will, wen»
»et sich an die Divifionskommandos , die ihm eröffnen werden,
Hb und wo noch Stellen frei find.

Die Stäbe der Divisionen befinden sich in Königsberg (I .),
Stettin (II . ) , Berlin ( III -) , Dresden (IV . ) , Stuttgart (V.),
Münster (VI . ) , München (VII .), Frankfurt a . O . (1 . Kavalle -
jrie-Divifion , BreSlau (2. Kavallerie -Division), Cassel 3 . Ka-
»allerie-Division ) .

Meldungen beim Reichswehrministerium sind zwecklos, weil
»as Ministerium sich mit Einstellung von Freiwilligen nicht
besaht, da dieses lediglich Sache der Truppenteile ist . Die beim
Ministerium eingehenden Gesuche können daher nur an die
Gruppe weitergegeben werden, wodurch für den Gesuchsteller
eine unerwünschte Verzögerung eintritt .

Dem llandesscblicbtungsausscbuh
liegen, wie wir von unterrichteter Seite erfahren , zurzeit gegen
IM Einspruchsfälle über Regelung der Besoldungsverhältnisse
»on Gemrindebeamten vor. Die nächste Sitzung wird am 23.
»nd 33 . September in Karlsruhe (Sitzungssaal des Ministe¬
riums des Innern ) stattfinden . Eine größere Zahl von Schlich -
iungsfällen wird in einer Sitzung am 28. September in Kon»
stanz erledigt werden.

Linanzmimster Iköbler zur Lage .
Finanzminister Köhler sprach in Konstanz Wer die politische

Lage. Eingangs verurteilte er den an dem früheren Reichs,
finanzminister Erzberger begangenen Mord und sagte dabei
p . „B . Pr . " u . a . : Welches sind die Folgen des Mordes ? Die
Erregung ist ungeheuer . Das Volk merkt, daß es sich um mehr
bandelt als um Erzberger . Es merkt, daß es um die deutsche
Einheit geht, es merkt, daß es um die Demokratie geht, um
bas Mitbestimmungsrecht des Volkes . Die Säbelherrschaft soll
wieder aufgerichtet werden . Und warum plötzlich dieses Säbel »
tzeklirr ? Weil die Regierung zu gut war , weil sie zu viel Rück»
ficht geübt hat . Aber täuschen sich die Herren nicht ! Heute
Weiß man im deutschen Volke , daß es um die Staatsordnung
und die Weimarer Verfassung geht. Einen Ruck »ach rechts
Haben jene Herren erreichen wollen und einen Zug nach links
Hat man erreicht . Die Radikalisierung treibt jetzt mit unheim-
Iichen Schritten vorwärts . Ich sehe die gegenwärtige Situa -
Iion außerordentlich schwarz an . Wir müssen alles aufwenden .
Um Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten . Hier an der
(Grenze des Deutschen Reiches wollen wir ins Ausland hinauS -
- ufen : Das ist nicht Deutschland, das ihr seht ! Deutschland
ist nicht das Land der Meuchelmörder ! Deutschland will nicht
daß die Säbelherrschaft wieder aufgerichtet wird, sondern
Deutschland will sein Staatsleben in Ruhe wieder aufrichten,
Will demokratisch sein und bleiben, wir alle wollen unser
Staatsleben festigen . Dieses Wollen muß sich aber in die Tat
«msehen, und deshalb steht die badische Regierung entschlossen
und fest hinter den Maßnahmen der Reichsregierung und sie
wird — das sage ich hier offen als bescheidener Minister —
mit gerechter Strenge das Gesetz durchführen . Der Reichs¬
kanzler erhielt in den letzten Tagen eine große Anzahl vor»
Drohbriefen und auch den badischen Finanzminister hat mau
in zwei Drohbriefe « daran erinnert, daß seine Stunden gezählt
seien. Wir wissen, daß das badische Volk hinter der Regierung
Geht, daß es sie unterstützt in ihren Handlungen . Die Auffor .
berung zum Morde und die gewissenlose Verleumdung lassen
Wir uns nicht gefallen, und wer sich vergreift , der soll die ganze
Strenge der Staatsautorität zu spüren bekommen. Wir pro¬
klamieren den Kampf den Feinden der Staatsordnung und
der demokratischen Staatsverfassung . Gegen die Waffenschie-
Her im badischen Oberland und im Unterland wird die Regie¬
rung energisch Front machen . Die Regierung allein aber kann
nicht alles tun . Wir müssen alles Trennende zurückstellen, gleich
S« welcher politischen Partei wir uns bekennen, gleich welche
jreligiöse Auffassung wir haben. Wir wollen unS. zusammen-

schlietzen zu einer großen Partei , die auf ihre Fahne schreibt :
»Fort mit der Mörderpolitik". Wir wollen uns nicht die Köpfe
verschlagen übe» die Frage , ob Republik oder Monarchie die
bessere Staatsform ist. Jetzt müssen wir nur daraus sehen ,wie wir aus den gegenwärtigen schweren Stunden herauskom-
uren. Da habe» wir die Pflicht, daß wir uns treu zur Weima .rer Verfassung bekennen. Auf dem deutschnationalen Partei¬tag in Münch« hat Helfferich die Worte ausgesprochen, die
Regierung säe Wind, die Deutschnationalen Wollen für denSturm sorgen k Es sollen sich dese Leute nicht täuschen: Fürden Sturm sorgen wir, aber nicht für den Sturm im Sinne >
Helfferichs. Mr wollen einen Sturm entfachen mit den Waf¬fen des Geiste» . Das soll einen Sturm geben, der manchemvon den deutphnationalen Herren um die Ohren brausenwird ."

Dr . Dass über die politische Lage .
In einer öffentlichen Versammlung der Demokratischen Par¬tei sprach in Furtulangen Reichstagsabgeordneter Dr . HaaSüber die politische Lage. Eingangs kam er auf die Mordtat i»

GrieSbach zu sprechen , anerkannte Erzbergers Tatkraft undWillen, dessen Fehler zu rege Betriebsamkeit und Mangel an
Menschenkenntnis gewesen seien. Die Mordtat sei auf die
Agitation der Alldeutschen zurückzuführen. Der Redner erhobdie Anklage, daß das Volk früher der Regierung die Politik
überließ , die bei Besetzung wichtiger Posten nicht nach Tüchtig¬
keit , sondern noch Geburt und Rang entschied . Zum Schlüssekam der Redner auf die neuerliche Verordnung des Reichsprä-
fidenten und auf die bevorstehenden Wahlen zu sprechen . Eine
starke Regierung könne nur auf der breiten Basis der Parteiender Mitte gebildet werden.

Die sozialdemokratischen Landtags -
Kandidaten .

* Zu der bevorstehenden Landtagswahl find in den sieben
Wahlkreisen fönende Kandidaten aufgestellt worden :

1. Landtagswahlkreis : 1 . Schriftsetzer Grotzhans -Konstanz,2. Geschäftsführer Schifferdecker -Villingen, 3. Landwirt Sau -
ter -Kommingen, 4. Schuhmacher und Landwirt Hellstern -Möh-
ringen , 5. Lehrer Rinderspacher-Hornberg, 6. Fabrikarbeiter
Speck-Singen , 7. Näherin Gutjahr Wwe.-Kon>stanz, 8 . Land¬
wirt Groll -Radolfzell, 9. Dekorationsmaler Wvgler-Meßkirch,10. Oberverivaltungssekretär Holdermann -Reichenau, 11. Land¬
wirt Lehn- Eigeltingen .

2. Landtagswahlkreis : 1 , Schriftsetzer Roesch-Lörrach-Stet .
ten, 2. Gewerkschaftsbeamter Kieslich-Lörrach, 3. Gärtner
Brandhuber -Brennet , 4. Oberjustizsekretär Groß -MMHeick, 5.
Eisenbahner Brenneisen -Kirchen , 6. Frau Fischer-Karlsruhe ,7 . Gärtner und Landwirt Probst -Berwangen , 8. SchreinerStrom -Zell, 9. Lagerhalter Misetter -Waldshut , 10. Geschäfts¬
führer Müller -Schvpfheim , 11 . Landwirt und Küfermeister
Bury -Feldberg.

3. LandtagsivahlkreiS: 1 . Arbeitsminister Dr . Engler -Karls .
ruhe , 2. Arbeitersekretär Martzloff-Freiburg , 3 . Landwirt
Hässig -Bahlingen , 4 . Parteisekretär Meier -Freiburg , 5 . Fabrik¬arbeiterin Anna Reinelt -Emmendingen, 6. Fabrikarbeiter
Schwürer -Neustadt, 7. Hauptlehrer Rothenberger -Freiburg , 8.
Gewerkschaftssekretär Geiler-Freiburg , 9. Schreiner Geiger »
Waldkirch, 10. Filialleiterin Luise Vöffch-Freiburg , 11 . Dreher
Fahrner -Freibiurg, 12. Ratschreiber Pfefferle -Krozingen , 13.
Schneider Leimenstvll-Denzlinyen .

4. Landtagswahlkreis : 1 . Geschäftsführer Rückert-Karlsruhe ,2. Eisenbahninspektor Wirth -Appenweier, 3 . Mechaniker Mel -
lert -Rastatt , 4. Hauptlehrev Schütz-Lahr, 5. Bildhauer und
Stadtrat Rapp-Baden -Baden , 6. Parteisekretär Winter -Offen -
burg , 7. Landwirt Thorwarth -Leutesheim, 8 . Schreiner Neff-
Wolfachl 9. Gipser und Gemeinderat Haitz-Durmersheim , 10.
Bahnschlosser Rudolf-Ichenheim, 11. Former Trautz -Oberkirch,13. Buchhalterin Hollstein -Rastatt , 13. Frau Kirrmann -Kehl,14. Werkmeister und Gemeinderat Zeller -Bühlertal , 16 . Bahn¬arbeiter Lösch-Waltersweier , 16. Kassenbeamter Holl-Gengen -
bach, 17. Glasmacher Reuchel -Achern , 18. Eisendreher Matt -
Haslach, 19. Geschäftsführer des Reichsbundes Kriegsbeschädig¬ter Rentschler-Rastatt , 20. Zimmermann Haug-Bühl .5. Landtagswahlkreis : 1 . Rechtsanwalt und Staatsrat Ma -
rum -Karlsruhe , 2. Krankenkassenbeamter und Stadiv . Graf -
Pforzheim , 8. Frau Stadträtin Fischer -Karlsruhe , 4. Landwirt
und Gemeinderat Kurz-Grötzingen, 5. Bezirksleiter Horter -
Karlsruhe , 6. Parteisekretär Trinks -Karlsruhe , 7 . Schulinspek¬tor Nheinmuth-Pforzheim , 8. Kaufmann und Gemeinderat
Weber-Durlach, 9. Maler und Gemeinderat Stährer -Ettlingen ,

52 Kaufmann und Gememderat Fuchs-Stein , 11 . Geschäfts- '
sichrer und Siadtv . Stanber -Bruchsal, 13. Stadtv . Edith Traut «

'
wein -Pforzheim , 13 . Eisenbahninspektor Beetz-Karlsruhe , 14«Landwirt und Lagerhalter Schäfer-Wilferdingen, 15. Fra «Müller -Karlsruhe , 16. Goldarbeiter Steinhauser -Königsbach,17. Kaufmann Meerapfel -Untergrombach, 18. Schreiner undGemeinderat Ebel-Graben, 19. Zigarrenmacher Wenz-Söllin .gen, 30. Werkmeister Stoll -Philippsburg , 21 . Tel.-Betriebsassi -stentin Anders -Karlsruhe , 22. Hauptlehrer Meyer-Weingarten «23. Angestellter der K . B . F . Huckle-Karlsruhe .

6. Landtagswahlkreis : 1 . Parteisekretär Strobel -Mannheim «2 . Minister RemmSIe -Karlsrube , 3. Bürgermeister Gehweiler-Altlutzheim, 4. Hausfrau Blase-Mannheim, 5. Steinarveite «Arnold -Männheim , 6. Schlosser Wehner-Mannheim, 7. Partei ,sekretar Hahn -Mannheim , 8. Kaufmann Reinecke- Weinheim.V. Bürgermeister Schäfer-Wallstadt, 10. Rektor Herkel -Mann -heim, 11 . Zigarrenmacher Röckel-Hockenheim, ' 12. LandwirtEisler -Sandhosen . 13 . Werkzeugschlosser Trumpfheller -Neckar»au . 14. Hausfrau Heiser-Mannheim , 15. Bezirksleiter Weiden¬hammer -Hemsbach, 16. Schuhmachermeister Lanvwebr-Schries -herm.
7. Landtagswahlkreis : 1 . Wirtschaftsbeamter Miier -Heidel-berg, 2. Regierungsrat Rausch -Karlsruhe . 3. Redakteur Dr .Kraus -Heidelberg, 4. Realschuldireltor Kuntzemüller-Tauber »

bischofshenn. 6. Gcwerkschaftssekretär Engelhard -Heidelberg 6.Bürgermeister Bolschweiler-Ziegelhausen, 7. Mechaniker Heck»Lauda . 8 . Metallidrücker Roth-Sinsheim , 9. Reisender Ganßer .Sennfeld , 10. Frau Kinderpslegerin Sommer -Heidelberg, 11>Maurer Frank -Eppingen, 12 . Bürgermeister Frey-Neckarelz «13. Schreinermeister Heller-Buchen , 14 . Maler Pastötter -Hei»delberg, 15 . Pfarrer Steltz-Neunstetten.

Kandidaten ,der Deutschen Demokratischen partes
Eine am Sonntag in Freiburg abgehaltene Vertrauensmän -»

nerversammlung der Deutsch-Demokratischen Partei des drit -len Landtagswahlkceises befaßte sich neben der Besprechunganderer politischer Fragen mit der Aufstellung der Kandidaten ,liste für die kommende Landtagswahl . Zum Spitzenkandidatwurde Handwerkskammersyndikus Eckert von der FreiburgerHandwerkskammer bestimmt, an zweiter Stelle kommt der bis.herige Landtagsabgeordnete Bürgermeister Stork in Schall-ftadt zu stehen, ihm folgt als dritter Brauereibesitzer Bautz iHEmmendingen .

Gegen die Verschmelzung von Waden
und Württemberg .

In einer öffentlichen Versammlung der Deutschen Demo¬
kratischen Partei in Engen nahm der frühere Minister Diel ,
»ich u . a . auch Stellung zur Frage der Verschmelzung vonBaden und Württerm irg und zwar behandelte er diese Fragevon zwei Gesichtspunkten aus , nämlich vom rein geschäftlichen !und vom nationalen . Dabei sagte er, rein geschäftlich müßtebei einer Verschmelzung so viel wie alles geändert werden, jedeinnere und äußere Organisation , die Verfassung usw . We«aber könne und wolle dies durchführen? Wenn man sage , man
solle beide Länderverwaltungen usw . einfach neben einander:
herlaufen lassen wie bisher, dann brauche man überhauptkeine Verschmelzung, und Leute, die da meinen, daß bei einer
solchen Ersparnisse am Beamtenkörper usw. gemacht werden
könnten , beweisen nur eine erschreckende Unkenntnis der Dinge,wie sie wirklich liegen. Baden hätte auf die Dauer unter kei.
nen Umständen wesentliche Vorteile von der VerschmelAingund sie dürfe doch nur unternommen werden, wenn solche Vor¬
teile garantiert seien. Vom nationalen Standpunkt aus wolle
er nur daran erinnern , daß wir gar oft mit Angst nach Bayern
seben, das ja auch in der Tat viele partikularistische Ansätze
zeige , wenn schon er die Befürchtung, daß Bayern jemals ein«:
wirklich die Reichseinheit gefährdende Politik treiben würde, nie¬
mals gehabt habe. Wenn aber Baden, Württemberg , Hesse«
und schließlich die Pfalz zu einem Staatenbunde vereinigt wür¬
den, dann sei der Bestand der Reichseinheit entschieden gefähr.
det ; es würde Kämpfe zwischen Norden und Süden geben , big
das letzte bißchen Idealismus , das wir aus dem Zusammen,
druck gerettet haben , unweigerlich zerstören müßten ; we«
wollte so vermessen sein und solche Kämpfe entfesseln in de«
Zeit der höchsten Nol des Vaterlandes ? Wer wollte die unge»
heuere Verantwortung dafür übernehmen ? Der Redner er¬
klärte mit aller Unzweideutigkeit, daß er nicht aufhören würde«den Gedanken der Vereinigung Württemberg und Badens z«
bekämpfen.

Memoiren einer Besessenen .
Die von Hanns Heinz Ewers in der Bibliothek deS

Absonderlichen „Rara (Verlag Robert Lutz , Suttgart ) her»
jausgegebenen „Memoiren einer Besessenen " lassen
fins einen Blick in eine Zeit des fürchterlichsten Aberglaubens
streifen . Wenn man die Aufzeichnungen der Schwester Je¬
finne des Anges , die Oberin der Ursulinerinnen von Lou.
dun war , liest, die Schilderung ihrer Besessenheit durch sieben
Dämonen und daneben noch den Auszug aus ihren Briefen
an den ehrwürdigen Pater Saint -Jure , S . I ., ihren Beichti-
Aer, Mt , dann möchte man sich oft zweifelnd fragen , ob man
«» mit einer Schwindlerin oder Wahnsinnigen zn
tun hat . Denn die in diesen Memoiren beschriebenen Visio¬
nen und Halluzinationen , die Schilderung der Erscheinungen
find Anfechtungen, denen die Schwester Jeanne des Auges und
außer ihr sieben andere Nonnen ausgesetzt waren , sind so
phantastischer, krankhafter, verwirrender Natur , daß man vor
.«einem Raffel steht . Zweifellos sind diese Frauen alle hYste .
risch gewesen , in besonders hohem Maße die Schwester
Jeanne , deren Besessenheit bis zum Jahre 1638 dauerte . Man
« ruß sich nur wundern , wie ein Mensch überhaupt Jahre hin¬
durch solche Qualen und Martern , Entbehrungen und Kastei-
» ngen, die mit den Teufelsbeschwörungen und -austreibungen
Perbunden waren , ertragen konnte, ohne seelisch und körperlich
daran zugrunde zu gehen . Die vollkommen mittelalterlich
anmutenden Prozeduren der Teufelsbeschwürung, die sich in
Dienen von empörender, entwürdigender Extravaganz abspiel-
Hen und sich monatelang hinzogen, wurden - von den bestellten
Aleufelsbeschwörern und ihren Helfershelfern mit einer ge¬
radezu satanischen und perversen Grausamkeit Vollzugs» . Und
fioch ist ein Zweifel an der Wahrheit der' Vorgänge nicht er-
Daubt , da der ganze Hergang in den Prozeßakten einwandfrei
^estgelegt ist, die zum größten Teil von dem Staatsrat Jean
Martin de LaubardeMont, der auf Befehl des Königs zwecks
Schleifung der Festungswerke des Schlosses in Loudun weilte,« iedergeschrieben wurden . So muß man denn doch anneh -
Aen , daß die Besessenheit vom Himmel echt war . Die . ganzeAffäre wirbelte viel Staub auf , zumal der Pfarrer der KirchelEaint -Pierre du Marche, Urbain Gran die r , sin Don
(Juan im Priestergewand , in die Angelegenheit verwickelt
pwrde . Die besessenen Nonnen wurden von einer „ sündigen,finn - und schrankenlosen Leidenschaft" zu ihm erfaßt . Schließ¬
lich wurde ihm der Prozeß gemacht , und obwohl er sein Alibi

Nachweisen konnte, wurde er am 18. August 1634 zum Feuer ,
tode verurteilt . Die Hinrichtung fand noch am selben Tage
auf dem Marktplatz statt. Schon damals gab es aufgeklärte
Menschen, die die ganzen Vorgänge verurteilten ; vor allem die
Hugenotten gos>n die ganze Schale ihres Spottes über die
wie eine Farce wirkenden Teufelsbeschwürungen aus . Fast
noch toller sind die Schilderungen der Wunder , die ihr den
Ruf einer Heiligen eintrugen , so daß viele Kranke nach Lou-
dun pilgerten , um Heilung zu suchen . Vor allem spielen die
fünf Oltropfen eine große Rolle. Der Ruf ihrer wundertätigen
Segnung durch den Himmel drana bis an den Hof des Königs.
Ihre Reise ar« Grab des heiligen Franz von Sales nach
Annech glich einem Triump ^ ug. Sie wurde nicht nur vom
Kardinal Richelieu empfangen, sondern auch vom König und
der Königin. Nach zwei Monaten kehrte sie hochgeehrt in ihr
Kloster zurück . Später entwickelte sich dann ihr religiöser
Wahnsinn nach einer erotisch mystischen Richtung hin . Am
29. Januar 1685 starb sie an einer Lungenentzündung . SLendete diese Frau , die fast ihr ganzes Leben lang ihre Umge¬
bung in Atem hielt durch ihre seelischen Verirrungen , denen
ihre zügellose Natur nicht rechtzeitig Halt gebot. Die ganzim Aberglaube« verstrickte Zeit hat ihren Machenschaften nur
Vorschub geleistet , sie mehr und mehr in ihrem Gebaren be¬
stärkt und ihre Eitelkeit befriedigt, bis sie überhaupt nicht
mehr imstande war , gegen die Ausgeburt ihrer Phantasie an »
zukämpfen . Ihre Memoiren entrollen das Bild einer voll¬
kommenen Newenzerrüttung und geistigen Unzurechnungs¬
fähigkeit. Prof . Hugo Roller .

Vster und Mutter.
Spaachpshchologische Betrachtungen.

Von Konrad Wintere r .
Lichtenberg sagt einmal : „Wenn man selbst viel denkt, so

findet man viel Weisheit in der Sprache eingetragen ", und
in der Tat stoßen wir fast bei jedem Wort unserer Sprache
auf Geist und Weisheit. Man darf nur die gewissermaßen
verschütteten Schätze wieder ausgraben .

Schon die ersten Wörter, die dem jungen Menschen von der
Zunge fließen, die Bezeichnungen für Vater und Mutter ,
bieten uns Anlaß, die unbewußte Weisheit zu bewundern , die
in. unserer Sprache verborgen liegt und die aufzudecken wohl
der Niühe lohnt.

Was die Muttermilch für den Körper, das ist die Mutter »
spräche für den Geist. Sprechen lernt der Mensch durch die
Mutter . So erscheint uns wohl begreiflich , daß die Stellung
der Mutter zur Sprache sehr scharf in der Sprache ausge¬
drückt und festgelegt ist : Wir sagen : Muttersprache , nicht
Vater spräche ! Die Mutter ist meist die weichere Natur , sie
ist der Herz und Gemüt bildende oder weckende Teil des El¬
ternpaares . Wir sagen aber ebenso richtig : Vaterland —
und denken dabei bewußt oder unbewußt an Die harten Not¬
wendigkeiten des Lebens, an den Kaps ums Dasein, an Streit
und Krieg, an Wehr und Waffen.

So gerne hinwiederum der stolze Vater den Geist , den Witz
seines Sprötzlings als von ihm vererbten Anteil in Anspruch
nähme — er sagt doch, wenn das Kind eine schlagfertige un¬
witzige Ausdrucksweise zeigt, es habe Mutterwitz . Es er¬
warb eben, was ja jeder Vater tagtäglich beobachten kann, de«
Grundstock feines Sprechens , also Wissens , also seine Um¬
gangssprache , in den ersten Jahren seines Lebens im fast aus »
schlietzlichen Umgang mit der Mütter , von dieser, nicht vom
Water . Das Volk, das seine viel tausendjährige Erfahrung
in weise Redensarten und scharfgeprägte Ausdrücke zu fassen
gewohnt ist, spricht daher mit gutem Recht vom Vaterland «
und von der Muttersprache.

Aus denselben Gründen , wie vom Vaterlande, spricht maq
vom Vater Hause, nicht vom Mutterhause . Psychologisch seh«
fein und richtig, denkt da das Volk an die führende, schütz
zende Rolle des Vaters im Hause , des Vaters , der , wie e«
fein Land zu schützen berufen ist, auch die Ruhe und de«
Frieden des Hauses zu wahren hat.

Ebenso sagt man auch wohl von jungen Leuten, daß e»
ihnen gut gehe, solange sie die Füße unter des Vater »
Tisch strecken dürfen ; auch da hat die Mütter im Urteil de»
Volkes zurückzutreten vor der natürlichen Autorität des VaterS,
Aber , wie oben dargelegt : was mit der Sprache zusammen»
hängt , das kommt beim Volke sehr richtig aufs Konto de;
Mutter .

Wie schön sagt doch Max von Schenkendorff :
Muttersprache , Mutt er laut.Wie so wonnesam, so traut !

Und schon vor 400 Jahren verkündete der alte Sevasiia «
Franck :

„Die Red ' ist des Gemüts Spiegel ."
Wahrhaftig ! Wieviel Gemüt , wieviel Wahrheit , wi«

viel Weis heit liegt in unserer Sprache verborgen!



Luk der Suche nach den Mördern
Lrzbergers .

> D2 . Au - Oppenau Wied vom Mittwoch gemeldet : Wir wir
schon berichteten , wurde am Samstag , 3 . September Oltwig
p»n Hirschfeld hier eingeliefert . Heute morgen fand in Op -
Lenau und Griesbach durch Staatsanwalt Burger eine Gegen¬
überstellung mit Zeugen , die die mutmaßlichen Täter kennen ,
statt . SS ergaben sich keinerlei Anhaltspunkt « für die Mit¬
täterschaft Hirschfelds . Die Zeugen bekundeten übereinstim -
tuend , daß Hirschfeld nicht in Frage komme . Ob er als Mit¬
wisser in Betracht kommt , steht noch nicht fest. Er wurde in
das AmtSgefängniS nach Offerüburg verbracht und wird in den
Höchsten Tagen dem Abgeordneten Di ^ gegenübergestellt wer »

Hrurze H)scdncdten aus Kaden.
* Nr . <8 des Badischen Gesetz- und BrrordnungSblattes hat

fals chen Inhalt : Verordnung : des Ministeriums des Innern :
die Arzneitaxe .

l >2 . Schlafwagen 3. Klasse . Die EisenHahnverwaltung plant
di« Einstellung von Schlafwagen 3. Klaffe in einige geeignete
Nachtsö^ rellzüge versuchsweise . Damit würde ein langjähriger
Wunsch des Verbandes reisender Kaufleute erfüllt werden .

5 A Neckaranleihe . Die Zeichnung auf die Anleihe , welche
Aon der Neckar -Aktiengesellschaft zur Beschaffung der Mittel
für den Gau des Neckarkanals als Teil der Neckar-Donau -
Mrogschiffahrtsstratze sowie den Bau und Betrieb von 26 Was¬
serkraftwerken an der Neckarwafserstratze ausgegeben wird ,
Achen sehr günstig ein . Wie aus dem Anzeigenteil unseres
Wattes ersichtlich ist , läuft die Zeichnungsfrist am IS. d. M . ab .

v. -

Böhrenbach , 6 . Sept . Me wir seinerzeit berichteten ,
wurde hier in gemeinster und ekelhaftester Weise eine Kanne
Milch von einem Burschen verunreinigt . Der Täter konnte
« un in der Person des Bernhard Schüler von Almenshofen
bei Douaueschingen gefaßt werden .

Freie Nusspracbe .
veröffentlichen unter dieser, vom Übrigen redaktionellen Teil abgesonderten Rubrik

beaLlenswerte Darlegungen und Anregungen aus allen Parteilagern , um aur diese
Weile eine freie Aussprache zu ermöglichen . Selbstverständlich bewegt sich diese Aus¬
sprache auß « chatb der politischen Verantwortung der Redaktion .)

Lrzberger, sein Mollen und
sein Mirken .

Von Chefredakteur A. Becker-Radolfzell .

Im Nachstehenden geben wir einen weiteren Artikel
des unseren Lesern bereits bekannten Verfassers
wieder , der , wie wir schon anläßlich seiner kürzlich
an . dieser Stelle erfolgten Würdigung der Persönlich »

* keii Erzbergers betonten , dem ermordeten Reichs¬
finanzminister a . D . nicht nur parteipolitisch , sondern
auch persönlich nahestand . Red .

iilas versteht man unter Kapitalismus ? Zweierlei kann
t>a , : it begriffen werden : eine geistige Versaffung und ein wirt¬
schaftlicher Zustand . Im ersteren Fall spricht man am besten
vc . Mammonismus . Das Wort hat biblischen Klang und
we st auf eine berühmte Stelle des neuen Testaments . Kapi¬
talismus heißt so einfach Habsucht . So verstanden ist er keine

Klaffeneigentümlichfeit , denn jeder Mensch trägt davon seinen
Teil in der Brust . Habsucht ist Selbstsucht , die auf die berech¬
tigten Ansprüche des Nächsten grundsätzlich oder tatsächlich
keine Rücksicht nimmt .

Unter Kapitalismus versteht man auch einen » « gesunde «
Wirtschaftlichen Zustand , wie ihn besonders die Neuzeit aus -
gebrütet hat ; die Ansammlung übergroßer Geld - und Sach¬
werte in einer oder in wenigen Händen . Da Geld Macht be¬
deutet , schiebt - er Zusammenstrom von wirtschaftlichen Wer¬
ten in wenigen Händen die politische Einflußkrast notwendig
in das Spruchgebiet der Reichen . Der wirtschaftlich ungesunde
und sittlich nicht berechtigte Zustand ist also der , daß auf der
einen Seite entrechtete Massen stehen , auf der anderen die
Herrenkaste der Geldmagnaten und Großgrundbesitzer .

Der Kapitalismus als allgemein menschliche Erscheinung ,
als kapitalistischer Geist , wird durch di« Seelsorge und den
religiösen Unterricht am besten bekämpft ; als wirtschaftliche
Erscheinung muß er durch die Gesetzgebung überwunden wer¬
den . Das eine soll nicht ohne das andere geschehen. Die seel-
sorgliche Arbeit ohne die Tätigkeit des Gesetzgebers , bliebe
ohn « Wirkung in die Breite ; und dem Werk des Gesetzgebers
fehlte ohne die Kleinarbeit der Seelsorge der notwendige mo¬
ralische Unterbau .

Das Trachten Erzbergers zielte seiner Begabung , seinem
Beruf und seiner Stellung entsprechend auf Überwindung des
wirtschaftlichen Kapitalismus und man erinnert sich jetzt gern
an sein Wort : Der Finanzminister ist zugleich der beste So -
zialisierungSminister . Ich bin nicht Fachmann genug , um über
Erzbergers Steuergesetzgebung ein Urteil abzugeben , aber das
Ziel , das Erzberger im Aug« hatte , war sicher gul . Der wirt¬
schaftliche Ausgleich zwischen Kapital und lebendiger Menschen¬
arbeit ist die Aufgabe der Zukunft . Für jeden Gesetzgeber
eine schwere, undankbare Arbeit , Erzberger hat sie viel Haß
und systematische Hetze «ingetragen und zuletzt das Leben ge¬
kostet.

Die Presse aller Richtungen , am allermeisten die Presse der
Rechten , hat am Grabe Erzbergers allen Grund zur Gewiffens -
erforschung . So wirkt Las geschriebene Wort , Las ohne Ver¬
antwortlichkeitsgefühl mit Leidenschaft unter die Massen ge¬
schleudert wird . Der Kamps gegen den Urheber der Friedens¬
resolution und gegen den ersten republikanischen Finanzmini¬
ster als Verwalter einer Konkursmasse war kein sachlicher
mehr ; er war persönlich , giftig und ohne jede menschlich vor¬
nehme Gesinnung . Die Herren der Rechten müssen den
Mann sehr gefürchtet haben ; einem Menschen , Len man gering
schätzt, setzt man nicht so leidenschaftlich und so dauernd zu .
Wer viNes werden nachgeborene Geschlechter anderer Meinung
sein , als wir ; auch der Ermordete hat sicher in manchem Ur¬
teil der Menschlich ?« .: Tribut gezahlt . Was ändert das an der
Sache ? Das politische Konto der Rechtsparteien ist und bleibt
schwer belastet . Der verklagende Mund Erzbergers ist für
immer geschlossen, doch Gerechtigkeit und Wahrheit überdauern
jeden Anschlag .

Literarische Neuerscheinungen .
Mar Picard : Der letzte Mensch . E. P . Tal L Co . Verlag

Leipzig , Wien , Zürich . Geheftet M . 25. Gebunden M . 36.
— Erschütternd stellt der Autor fest : der menschliche Typus
hört auf ! Es verschwinden die Merkmale , die ihn als mensch¬
lich charakterisieren ! Der Mensch stirbt aus und an seine Stelle
tritt ein neuer , ein furchtbarer Typus . Wie in einer fremden
Hölle führt uns der Verfasser in diesem entsetzlichen Wesen
herum ; wir aber ahnen bald , daß jene Symptome , welche es
unbarmherzig ankündigen , in uns selber sind .

Stsat sanz eiger.
personeller Teil .

Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.
der planmäßigen Beamte ».

Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner «,
» ersetzt :

Amtsgehilfe Hermann Riegger beim LandeSkommiffär i »
Mannheim zum Bezirksamt Mannheim .

Justizministerium.
Gestvrben :

Rechtsanwalt Georg Müller in Mannheim .
Arbeitsministerium.

Ernannt :
beim Ministerium : Die Rogierungsräte vr . Marie Baum »

vr . Konstantin von Bayer -Ehrenberg und Christian Specht zu
Oberregierungsräten , die Ministerialsekretäre Friedrich Rei¬
chert und Paul Zinke zu Ministerialoberrechnungsräten , den
Oberrevisor Wilhelm Karle bei der Hauptfürsorgestelle und
den Oberverwaltungssekretär Karl Schneps zu Ministerialrech -
nungsräten , ersteren unter gleichzeitiger Versetzung zum Ar¬
beitsministerium , die Güroinspektoren Jakob Riedel und Lud¬
wig Jacob zu Ministerialoberrechnungsräten , die Oberverwal¬
tungssekretäre Adam Probst , Johannes KleinheinS — diesen
unter Versetzung von der Ministerialabteilung des Staats¬
ministeriums zum Arbeitsministerium —, Otto Huber , Hans
Heß und Oskar Werner zu Ministerialoberregistratoren , die
Oberverwaltungssekretäre Friedrich Rößler und Ludwig Kall
zu Ministerialregiftratoren , die Oberbausekretäre Gustav May
und Kornel Gretz zu Bauinspektoren , den Verwaltungssekre -
tär Emil Fuchs zum Kanzleiobersekretär , die Verwaltungs -
asststenten Johannes Schäfer und Julius Sircard zu Verwal¬
tungssekretären ;

bei der Hauptsürsorgestelle : den Oberverwaltungssekretär
Adolf Welz znm Verwaltungsoberinspektor , den Oberrevisor
Robert Baur zum Revisionsinspektor , den O .-Berwaltungssekre -
tär HeinrichHoru zumVerwaltungsinspektor , denVerwaltungs
sekretär Eustachius Kühn zum Vevwaltungsobersekretär und
den Verwaltungsassistenten Lorenz Mutzler zum Verwaltungs¬
sekretär ;

beim Gewevbeaufsichtsamt : die Regierungsräte Or . Friedrich
Holtzmann und I>r . Theodor Ulrici zu Oberregierungsräten ,
die Gewerbekontrolleure Ernst Haas , August Altfelix , Michael
Frischmuth , Karl Winckens und Eugen Grimm zu Gewerbe -
öberkontroÜeuren , den Amtsgehilfen Wilhelm Raupp zum
Hausmeister ; ferner die Bezirksbaukontrolleure Hermann
Kraus in Freiburg , Josef Eirich in Heidelberg , Albert Ran
in Pforzheim , August Hobel in Mannheim , Ferdinand FinuS
in Radolfzell , Heinrich Dewald in Breiten , Friedrich Herold
in Buchen , Eduard Sütterle in Müllheim , Karl Altenhein in
Lahr , August Scherer in Karlsruhe , Anton Witz in Offenburg ,
Heinrich Kühlmann in Bühl , Friedrich Lott in Mosbach und
Bernard Biesdorf in Rastatt zu Bezirksbauoberkontrolleuren .

Ministerium der Finanzen.
Planmäßig angestellt :

Hoflak ' i Heinrich Kratzmann , den Remisenwärter Friedrich i
Dimpfel , den Beischenk Paul Schulz bei der Landeshauptkaffe .
in Karlsruhe unter Verleihung der Amtsbezeichnung Finanz - I

assistent , sowie den Hoflakai Nikolaus Baumstrrk unter Ver - >

leihung der Amtsbezeichnung Kanzleiassistent .

MM

Jschler - Hartmann

Nach den Bestimmungen des badischen
Unterrichtsplanes herausgegeben

Lus Grund mehrjähriger Erfahrungen im praktischen
Gebrauch der Volksschulen umgcarbeitet von

Ä . Anzliuger Alb . Grimm H . Heckmann
Hauptlehrer Stadtschulrat Oberlehrer

Neue umgearbeitete Auflage
Fünf Schülerheste: 4 .- 8 . Schuljahr . Fünf Lehrerheste

Hierzu als Ergänzung :
DaS Rechnen im I , II . und Hl . Schuljahr

Verteilung der Jahrespensen
I » viel« Orten im Gebrauch, «. a. auch in Mannheim

und Karlsruhe
Ein Urteil über Jschler - Hartmann :

„Große Sorgfalt wurde verwendet auf einen klaren,
lückenlosen Aufbau , auf eine übersichtliche Gruppierung
des Stoffes und auf eine allen Anforderungen ent¬
sprechende Ausstattung . Durch geeigneteAufgabengruppen
wird der Schüler in das wirtschaftlicheLeben der Gegen¬
wart emgeführt und für dasselbe tüchtig gemacht. Auf
die Selbsttätigkeit und Selbständigkeit der Schüler wird
besond« es Gewicht gelegt ; deshalb werden sie immer
wieder angehalten, an der Hand der Durchschnittspreise
am Schluffe des Buches selbst Aufgaben zu bilden.
Lurch geeignete Wiederholungsausgaben ist dafür Sorge
getragen, daß die Schüler in den fürs Leben wichtigen
Nechengebieten möglichst sicher werden. Der Stoff ist
mit Absicht recht reichlich bemessen - Dadurch ist Ge¬
legenheit gegeben , das eine oder andere Gebiet je nach
Bedürfnis eingehender zu behandeln ; außerdem gewährt
dieser Umstand den Vorteil , daß der Lehrer jeder Schüler¬
reihe eine andere Aufgabe geben kann, weim er sich über¬
zeugen will, ob die Schüler das Behandelte verstehen.
Die für besondere Schulverhältnisse entbehrlichen Stoffe
können nach dem Ermessen des Lehrers ausgeschieden
werden und sind durch ein Sternchen bezeichnet . Das
Lehrrrheft enthält neben methodischen Winken eine große
Anzahl leichter Aufgaben fürs mündliche Rechnen, die
das schriftliche Rechnen vorbereiten. Sämtliche Auf¬
gaben sind aus ihre Rechenbarkeit und Schwierigkeit ge¬
prüft Die Bruchlrhre erfuhr eine wesentliche Verein¬
fachung , und die Zeitrechnungen wurden auf das aller¬
notwendigste beschränkt . Das Versicherungswesen, das
heutzutage in allen Kreisen eine Rolle spielt, wurde
seiner Wichtigkeitentsprechend behandelt. Dir Bearbeitung
der Raumlehre erfolgte nach ähnlichen Gesichtspunkten."

Reu « Badische Schulzeitung .

ö. «ramsche MiOrmkerei M Mag . üarkmhr i. »,
Karlftiedrichstraße 14
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Anmeldungen nekmsn alle dsutscken Lanken , Bankiers und Lparksssen entgegen , kei iknen sind aucd die auskükrlicken
Prospekte jederzeit erkältlick .

2 eirknungssckluk 15 .

VolksschauspielOligheim
Wi «t,elm lell

Aufführung jed. Sonntag bis Ende September
Anfang 2 Uhr . Ende 6 Uhr nachmittags .

Preis der Plötze : 2 bis 2V Mk.
Vorverkauf: Karlsruhe : Verkehrsbüro Kaiser-
straße 158 , Fernruf 5138 ; Herdersche Verlagsbuch -
handlg ., Fernruf ! 286 ; Buchhandlg . Kraus , Bau¬
mei sterstr . 4 , Fernruf 2261 ; Zeitungskiosk beim Hotel
Gemania . Otigheim : Theaterkasse , Fernruf 61,
Rastatt . K .530 .2 .1

Amtliche Bekanntmachung .
Das polizeiliche Meldewese« betr.

Immer wieder werden die bei der polizeilichen Melde¬
stelle — Hebelstraße Nr . 7b — zu erstattenden An -
und Abmeldungen zu - oder wegziehender Personen
nicht oder nicht rechtzeitig erstattet . Auch werden viel¬
fach An - und Abmeldungsformulare derart ungenau
auSgefüllt , undeutlich geschrieben und unleserlich unter¬
schrieben , daß deren Richtigstellung und Ergänzung
nur mit Weiterungen und Zeitverlust sowohl für die
Beteiligten , wie auch für die Beamten der Meldestelle
verbunden ist.

Wir machen daher auf die genaue Beachtung der
An - und Abmeldepflicht , sowie auf die genaue Aus¬
füllung der An - und Abmeldeformulare , die auf der
polizeilichen Meldestelle , sowie aus sämtlichen Polizei¬
stationen unentgeltlich erhältlich find und vom Melder
(Vermieter ) sowie dem Gemeldeten (Mieter ) mit deut¬
licher Unterschrift zu versehen sind, aufmerksam .

Karlsruhe , den I . September 1921. 8 .910
Bad Bezirksamt . — Polizeitzirektion QZ .l24
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U .884 .2,1 Karlsruhe . Die
Photograph Emil Jako -
baschke Ehefrau Monika
geb . Kuttner zu Pforz¬
heim , Softenstr . 48. Pro -
zeßbevollmächtigte Rechts¬
anwälte S . Fetterer und
Dr . Lüdemann -Ravit in
Pforzheim , klagt gegen
ihren Ehemann Photo¬

graph Emil Jaksbaschke ,
früher in Pforzheim , zur .
zeit auf Reisen wechseln¬
den Aufenthalts , unter
der Behauptung , daß Be¬
klagter die Klägerin am
1 . Januar 1921 verlassen^
sich nicht mehr um sie be¬
kümmert , sie körperlich
mißhandelt , schriftlich und
mündlich beleidigt habe u.
in Pforzheim mit einer
Frauensperson herumge¬
zogen sei, mit dem An¬
trag auf kostenfällige
Scheidung der am 5 . März
1919 zu Pforzheim ge¬
schlossene Ehe aus Ver¬
schulden des Beklagten .

Die Klägerin ladet den
Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die 2 . Zivil¬
kammer des Landgerichts
zu Karlsruhe auf Freitag ,
den 18. November 1921»
vormittags 9l4 Uhr , mit
der Aufforderung , sich
durch einen bei diesem

Gerichte zugelassenen
Rechtsanwalt a?s Prozeß -
bevollmächtigken vertreten
zu lassen .

Karlsruhe , 36 . Aug . 1921.

Der GerichtSschretber de-
Landgerichts )


	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]

